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1.	Flexibilisierungskonzepte im Überblick





Die klassischen Ansätze der europäischen Integration – Föderalismus, (Neo-)Funktionalismus und Intergouvernementalismus – gehen von einer einheitlichen und bis auf klar geregelte Ausnahmen gleichzeitigen Integration der Nationalstaaten aus. Zur Fortentwicklung der europäischen Integration sind im Lauf der letzten zwei Jahrzehnte aber eine Reihe von Konzepten und Modellen entstanden, die sich von der einheitlichen Vorgehensweise genau darin unterscheiden, daß sie eine zeitliche, sektorale oder mitgliedschaftliche Flexibilisierung der Integration zulassen wollen.� Sowohl die Ergebnisse der Reflexionsgruppe als auch der gemeinsame deutsch-französische Diskussionsbeitrag oder der Vertragsentwurf der irischen Ratspräsidentschaft vom Dezember 1996 deuten darauf hin, daß bei der Revision des Vertrags von Maastricht auf dem Gipfel der Staats- und Regierungschefs in Amsterdam Mitte 1997 eine Flexibilisierungsklausel in die Gemeinschaftsverträge aufgenommen wird.� Dies gibt Anlaß, das Spektrum der in den letzten zwei Jahrzehnten vorgestellten Flexibilisierungskonzepte einmal auf die damit jeweils verbundenen Chancen und Risiken für die weitere Integration zu untersuchen und die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der einzelnen Konzepte herauszuarbeiten. Abschließend wird ein Überblick über die Bedeutung der Flexibilisierungskonzepte in der aktuellen Reformdebatte gegeben.








1.1	Abgestufte Integration





Das Konzept einer zeitlich abgestuften Integration wurde ursprünglich von Willy Brandt 1974 in die politische Diskussion eingebracht.� Er schlug als “Notprogramm zur Selbstbehauptung” zwei Lager vor, wobei sich das erste Lager schneller als das zweite auf eine vertiefte Kooperation in ökonomischen Belangen zubewegt.� Die jeweilige wirtschaftliche Stärke der einzelnen Mitgliedstaaten wird als objektives Kriterium für die Rechtfertigung unterschiedlicher Integrationsgeschwindigkeiten herangezogen, wobei die Differenzierung aber temporär begrenzt sein soll und nicht zur Abkoppelung der zurückbleibenden Staaten führen darf. Im Gegenteil, die voranschreitenden Mitgliedstaaten sind angehalten, die wirtschaftlich schwächeren Länder bei der Lösung ihrer Probleme aktiv zu unterstützen. Die Abstufung soll darüber hinaus nur in bestimmten Politikbereichen, vor allem der Wirtschafts- und Währungspolitik, zum Tragen kommen und muß dazu dienen, “den gemeinsamen Rahmen zu erhalten und das gemeinsame Dach zu stärken”.





Die wesentlichen Elemente der Rede Brandts finden sich im Tindemans-Bericht über die Europäische Union wieder.� Den Ausbau der Europäischen Gemeinschaften zur Europäischen Union hatten die Staats- und Regierungschefs bereits auf dem Pariser Gipfeltreffen 1972 beschlossen. Mit diesem Leitbild verband sich aber bis dato noch keine konkrete Perspektive der europäischen Integration. Mit der inhaltlichen Ausfüllung wurde daher der damalige belgische Ministerpräsident Leo Tindemans auf dem zweiten Pariser Gipfel 1974 betraut, der seinen Bericht am 29. Dezember 1975 vorlegte.





Die Ausführungen stellen ausdrücklich nicht die Grundlage für eine Verfassung der Europäischen Union dar, beinhalten aber zur Bestimmung des gemeinsamen Leitbildes durchaus starke föderale Elemente, da Tindemans selbst davon überzeugt ist, “daß Europa nur dann wirklich etwas bedeuten kann, wenn es einen föderalistischen Weg einschlägt.”� Ein Zurückkehren zu intergouvernementalen Methoden der Zusammenarbeit bringe keine Lösung für die Probleme Europas mit sich.� Dennoch verzichtete Tindemans auf die Festlegung eines Endzustandes, damit sich der Prozeß offen und pragmatisch-evolutionär entwickeln könne, ohne von vornherein durch dogmatische Debatten gestört zu werden.� Neben institutionellen Fragen zum Aufbau einer Europäischen Union, z. B. der Einbindung des Europäischen Rates als zentrales Entscheidungsgremium in die gemeinsame Entscheidungsfindung sowie einer Stärkung der gemeinsamen Außenpolitik, beschränkt er sich auf die Forderung nach dem Schutz der Grundrechte mit einem Europa der Bürger als Leitbild, Kompetenzfragen aus dem Bereich des gemeinsamen Verbraucher- und Umweltschutzes, der Energie- und Forschungspolitik sowie einen Ausbau der Sozial- und Regionalpolitik.





Seine konkrete integrationstheoretische Bedeutung erhält der Tindemans-Bericht aber durch den Vorschlag einer flexiblen und schrittweisen Weiterentwicklung der europäischen Integration, vor allem im Wirtschafts- und Währungsbereich, wenn notwendig mit verschiedenen Geschwindigkeiten.� Tindemans hat dabei den Ansatz von Brandt zu einer politisch-strategischen Konzeption verdichtet,� indem er die Entwicklung eines gemeinsamen Konzeptes für eine Europäische Union vorschlug, für deren Verwirklichung aber verschiedene Zeitpläne zur Verfügung stünden.





“Es ist unmöglich, heute ein glaubwürdiges Aktionsprogramm zu entwickeln, wenn man davon ausgeht, daß es absolut erforderlich ist, daß in allen Fällen alle Etappen von allen Staaten zum gleichen Zeitpunkt zurückgelegt sein müssen … Es geht hier nicht um ein Europa à la carte - der Akkord aller über das gemeinschaftlich zu erreichende Endziel bindet jeden einzelnen –, nur die Durchführung ist zeitlich auseinandergezogen.”�





Genau hiergegen entstand aber eine erhebliche Opposition, da man fürchtete, daß ein Europa der zwei Geschwindigkeiten zu einer permanenten Trennung in zwei Lager oder Klassen führen könnte.� Auch bietet das Konzept den integrationsunwilligen Staaten die Möglichkeit, mit Hinweis auf wirtschaftliche Schwierigkeiten, sich autonom der Teilnahme an gemeinschaftlichen Maßnahmen zu entziehen. Dies will Tindemans aber durch einen formalen Schachzug verhindern. Das Vorliegen objektiver Hindernisse gegen die sofortige Teilnahme eines Landes an einer Gemeinschaftspolitik wird auf Vorschlag der Kommission vom Rat festgestellt. Solidarmaßnahmen der bereits beteiligten Staaten sollen zu einer baldigen Beendigung der zeitlichen Abstufung beitragen, damit sich diese nicht de facto in eine räumliche oder deklassierende Differenzierung wandelt.� Trotz der weitgehend pragmatischen Orientierung des Berichts, hat er sich nicht in unmittelbaren Initiativen zur Umsetzung der Europäischen Union niedergeschlagen. Dies lag nicht zuletzt daran, daß die Vorschläge nicht den Charakter eines konkreten Verhandlungspaketes angenommen haben.�





Die wissenschaftliche Aufarbeitung der von Brandt angeregten und im Tindemans-Bericht implementierten Strategie wurde von Grabitz und Kollegen in Form einzelner Aufsätze und einer umfassenden Analyse mehrerer Politikbereiche veröffentlicht.� Das Konzept der abgestuften Integration ist durch drei Merkmale gekennzeichnet:�





1.	Im Interesse des Integrationsfortschritts werden Ziele gemeinschaftlich festgelegt.


2.	Dabei einigt man sich zugleich darüber, daß die zur Zielerreichung erforderlichen Schritte 	zunächst nur von einigen Mitgliedstaaten verwirklicht werden, während den übrigen 	zugestanden wird, unbefristet – nicht aber dauerhaft – hinter diesen Zielen zurückzubleiben 	bzw. sich nicht an der gemeinsamen Politik zu beteiligen.


3.	Die der Abstufung zugrunde liegenden sozio-ökonomischen Strukturunterschiede oder 	sonstigen objektiven Hindernisse sind in der Folgezeit durch gemeinschaftliche und/oder 	nationale Maßnahmen abzubauen, so daß der angestrebte Integrationszustand von allen 	Mitgliedstaaten erreicht wird.





Ausgenommen werden Differenzierungen der vollständigen Integration die durch besondere Gegebenheiten (objektive Andersartigkeit z. B. durch Naturgegebenheiten), oder aus gemeinsamen Ermessen (Mindestregelungen, alternative Regelungen, optionale Regelungen, Schutzklauseln) entstanden sind. In Fällen der unvollständigen Integration werden dauerhafte Ausnahmen, Vertragsverletzungen als Extremfälle nicht dauerhafter Ausnahmen und befristete Ausnahmen ausgegrenzt.� Das Konzept der abgestuften Integration umfaßt also nur unbefristete Ausnahmen von den Gemeinschaftsverträgen bei einer unvollständigen Integration (siehe Abbildung 1).� Abgestufte Integration ist nach dieser Konzeption jedoch nur zulässig, wenn in absehbarer Zeit der Gleichschritt wieder erreicht wird. Als pragmatische Losung kann festgehalten werden, 





“daß es dem Ziel der Integration näherkommt, wenn einige vorangehen, andere noch nicht, wenn nur das Integrationsziel nicht aus den Augen verloren wird. Deshalb ist abgestufte Integration eben nur als eine zwar unbefristete Ausnahme, die aber nicht dauerhaft bleiben soll, zulässig.”�








Abbildung 1: Schema der abgestuften Integration nach Grabitz 1983





�








Der Ansatz der abgestuften Integration soll Integrationsfortschritte auch dann ermöglichen, wenn einige Mitgliedstaaten dazu derzeit nicht in der Lage sind. Das Konzept geht explizit von einem Konsens über konkrete Vertiefungsschritte aus, die Abstufung bedeutet ein zeitliches Vorangehen einzelner auf einem Weg, den alle zu gehen beschlossen haben.� Die Abstufung erfolgt innerhalb der gemeinschaftlichen Vertragsrahmens, an der Beschlußfassung in Grundsatzfragen sind alle Mitglieder beteiligt. Dadurch bleibt auch der bisher erreichte Integrationsstand erhalten. “Abstufung ist demnach definiert als unterschiedlicher Grad der gleichzeitigen Verwirklichung langfristiger Gemeinschaftsziele.”� Als Leitbild der abgestuften Integration hat das Europa der zwei Geschwindigkeiten einen breiten Raum in der Integrationsdebatte eingenommen, nach dem es verschiedenen Mitgliedstaaten erlaubt ist, die gemeinschaftlich beschlossene Integrationstiefe, in unterschiedlicher Geschwindigkeit zu erreichen. Alle beteiligten Staaten bleiben allerdings an die Vereinbarung gebunden, die gemeinsamen Ziele in einer bestimmten Zeit umzusetzen.�





“Ein sich in zwei oder drei verschiedenen Gangarten realisierendes Europa darf man sich nicht als Orbitalsystem vorstellen, in dem die 'starken und tüchtigen' Länder ihren Platz im Zentrum des Systems haben, die schwächeren dagegen sich in immer größeren Umlaufbahnen bewegen und Gefahr laufen, sich weiter und weiter vom Zentrum zu entfernen.”�





Dieses Instrument wurde bereits in der ersten Erweiterungsrunde in den 70er Jahren adaptiert, um den neuen Mitgliedern die Anpassung an die Gemeinschaftsregeln zu erleichtern. Das Konzept hat sich zur stufenweisen Integration neuer Mitglieder bewährt, die durch einen Ad-hoc-Umstieg auf alle gemeinsamen Regeln überfordert gewesen wären. Offen bleibt jedoch die Frage, was passiert, wenn die betroffenen Mitgliedstaaten oder Beitrittskandidaten nicht folgen können. In diesem Fall könnte den betroffenen Ländern das Stigma eines “Bummlers” anhaften.� Darüber hinaus bleibt bei einem Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten das Problem bestehen, daß sowohl für seine Umsetzung als auch jede Veränderung eine Vertragsrevision nötig ist, die in vielen Fällen durch das folgende Ratifikationsverfahren keine flexible und zügige Lösung von Problemen der Integrationsunwilligkeit wie der Integrationsunfähigkeit zuläßt. 





Das Konzept mag also zur stufenweisen Übernahme des acquis communitaire durch neue Mitglieder eine zufriedenstellende und bewährte Lösung sein, für Integrationsfortschritte trotz der Heterogenität der Vorstellungen über die zukünftige Integrationsrichtung der derzeitigen Mitglieder bietet der Ansatz jedoch keine adäquate Lösung an. Denn auch wenn Tindemans eine föderale Ausgestaltung der Europäischen Union wünscht, so ist nicht gewährleistet, daß die anderen Mitgliedstaaten tatsächlich folgen wollen, selbst wenn sie können. Zum anderen kann das Konzept auch nicht in allen Politikbereichen eingesetzt werden. Die Abstufung ist immer dann untauglich, wenn der einzelne Mitgliedstaat die bessere Problemlösungsebene ist, bzw. wenn durch seine Anwendung der acquis communitaire in Gefahr gerät.� Die mögliche Anwendung des Konzeptes kann also nur nach einer sorgfältigen Abwägung der Bedingungen in betroffenen Politikfeldern erfolgen und stellt demnach keine generelle Integrationsmethode, sondern nur einen zusätzlichen Notantrieb dar, der allerdings dann eingesetzt werden kann, wenn der gesamte Integrationskonvoi manövrierunfähig dahintreibt.�








1.2	Differenzierte Integration (I)





Das Konzept der differenzierten Integration wurde von Scharrer als Beitrag zum Tindemans-Bericht entworfen. Grundsätzlich stimmt er zu, daß die überkommene Methode des “Alle oder Keiner” zugunsten eines flexiblen Vorgehens, das den gravierenden Disparitäten zwischen den Mitgliedstaaten Rechnung trägt, fallen gelassen werden kann.� An den Vorschlägen Brandts und Tindemans kritisiert er aber vor allem die Unterscheidung nach ‘starken’ und ‘schwachen’ Ländern als Kriterium für die Teilnahme an abgestuften Integrationsmaßnahmen:





“Ist unter solchen Umständen realistischerweise zu erwarten, daß ein ‘schwaches’ Land der Postulierung ambitiöser Gemeinschaftsziele oder der Einführung neuer (bzw. Härtung bestehender) Gemeinschaftsmechanismen zustimmt, in der klaren Erkenntnis, daß es bei der Verwirklichung der Beschlüsse nicht mithalten kann und um eine (deklassierende) Ausnahmeregelung nachsuchen muß?”�





Von der abgestuften Integration unterscheidet sich das Konzept insofern, daß es den Verzicht einzelner auf aktive Teilnahme an neuen Politiken hinnimmt, ohne diesen an strenge formelle (Ratsbeschluß) oder materielle (Wirtschaftskraft) Voraussetzungen zu knüpfen. Auch die Fortschritte müssen nicht unbedingt die gleichen für alle Länder sein, sondern es können substantielle Unterschiede zwischen Gruppen von Ländern entstehen.� Das Kriterium der Wirtschaftskraft sollte nur noch eines unter mehreren möglichen Kriterien sein. Scharrer setzt vielmehr auf die Freiwilligkeit der Teilnahme, das Vorhandensein gleichgerichteter Interessen und die Sogwirkung geglückter Integrationsinitiativen auf die bisher nicht beteiligten Mitgliedstaaten. Er geht weiter davon aus, daß die Bedingungen und das Interesse für die sofortige Teilnahme an gemeinsamen Aktionen von Politikbereich zu Politikbereich variiert und nicht notwendigerweise mit der Wirtschaftskraft korreliert:


�
“Eine Politik der (nicht-diskriminierenden), ‘differenzierten Integration’ – bei gemeinsamen Zielen, wie von Tindemans angeregt – würde die Möglichkeit eröffnen, Europa mit einem Netz gemeinschaftlicher Regelungen auf den verschiedensten Gebieten und unter Beteiligung aller Länder (in wechselnden Gruppierungen) zu überziehen, einem Netz, das in seiner Gesamtheit dazu beitragen würde, die Bindung zwischen den Mitgliedstaaten zu festigen.”�





Durch aktive Einbindung aller Mitgliedstaaten in unterschiedlichen Politikbereichen soll auch die Gefahr einer Zweiteilung in ein ‘starkes’ Kerneuropa und eine ‘schwache’ Peripherie verringert werden. Damit rückt das Konzept der differenzierten Integration in die Nähe eines Europa à la carte, von dem es sich aber durch die Bewahrung des acquis communitaire und die Einbindung differenzierter Regelungen in den Rahmen gemeinschaftlicher Zielvorstellungen im Sinne des Tindemans-Berichts abgrenzt.� Allerdings kann sich so einerseits eine Kerngruppe von Mitgliedstaaten auch gegen den Willen der anderen Staaten durchsetzen, die zu bestimmten Projekten (noch) nicht in der Lage sind bzw. einzelne Mitglieder können durch Opting-out Projekten, die sie belasten würden, ohne Konsequenzen fernbleiben. Scharrer selbst gibt zu bedenken, daß durch die Anwendung des Konzeptes der Zwang zur Erarbeitung gemeinschaftlicher Lösungen gelockert würde, und so die Grundlagen der Solidargemeinschaft und der Rechtseinheit zerstört werden können.� 








1.3	Europa à la carte





Den Gedanken eines Europa à la carte, bei dem die Mitgliedstaaten nicht an das vorgegebene Menü halten müssen, sondern sich aus einer Reihe von Vorschlägen die auswählen können, die ihnen gefallen, hatte Dahrendorf bereits 1973 in seinem Plädoyer für die Europäische Union erwähnt.� 1979 propagierte er es im Rahmen der Jean Monnet Lecture in Florenz explizit als konzeptionelle Alternative zur institutionellen Erstarrung der Gemeinschaftspolitiken. Das Konzept soll ähnlich wie die differenzierte Integration von Scharrer verhindern, daß die Mitglieder der Gemeinschaft, die in bestimmten Politikbereichen vorangehen wollen, dies nicht tun können, während die, die kein Interesse daran haben, nicht zurückbleiben können.





“Europa à la carte, that is common policies where there are common interests without any constraint on those who cannot, at a given point of time, join them, must become the rule rather than the exception, if European union is not to get stuck in a mixture of incomprehensible technicalities, systematic cheating on the part of some, demands for exceptions which destroy overly complex systems, and a sense of frustration and misery all around.”.�





Dahrendorf bevorzugt dabei durchaus gemeinsame Entscheidungen in den Bereichen, in denen es gemeinsame Interessen gibt. Er kann sich aber andererseits ein weites Feld funktionaler Aktionsfelder à la carte vorstellen, an denen auch Nicht-Mitgliedstaaten beteiligt werden können.� Diese Politikfelder erlauben unterschiedliche Formen der Zusammenarbeit für unterschiedliche Mitglieder bei unterschiedlichen Kompetenzbereichen. Er vertraut auf die Zugkraft erfolgreicher Gruppenaktivitäten, die später in die Gemeinschaftspolitik überführt werden können. Als Beispiel nennt er das vergleichsweise erfolgreiche EWS, daß eine spürbare Anziehungskraft auf die nicht teilnehmenden Staaten ausübt. Das Leitbild des Ansatzes ist ein Europa der kulturellen, politischen und ökonomischen Vielfalt ohne bundesstaatliche Strukturen, das durch intergouvernementale Kooperation geprägt wird.� 





Bei der Erstellung des Menü-Plans bzw. der Auswahl der einzelnen Gänge, könnte jedes Mitglied ganz nach Gusto vorgehen, die Gemeinschaftsorgane und das gemeinsame Vertragswerk würden zunächst keine Rolle spielen. Ein Europa à la carte ist damit als System der absoluten Wahlfreiheit denkbar, das zu einem Wettstreit um die beste Form der Zusammenarbeit zur Lösung bestimmter Probleme führen kann. So würde auch verhindert, daß erfolglose Politikbereiche der gemeinsamen Entscheidungsfindung, wie z. B. die Gemeinsame Agrarpolitik weiter am Leben erhalten bleiben, aus Angst die Union als Ganzes könne sich auflösen.� Dahrendorf geht 1979 soweit, daß er die Vermutung aufstellt, daß die EG bereits so irrelevant ist, daß ein totaler Neuanfang notwendig wäre, wenn nicht auch die Möglichkeit eines Europa à la carte akzeptiert würde.�





Die Gefahren, die sich bei einer Umsetzung des Konzeptes für den gesamten Integrationsstand ergeben könnten, sind jedoch nicht zu unterschätzen. Die unbegrenzte Teilnahme an unterschiedlichen Integrationszirkeln kann zu einem sehr hohen Maß an Komplexität der zwischenstaatlichen Beziehungen führen, das der notwendigen Transparenz und Bürgernähe gemeinsamer Entscheidungen entgegensteht. Zum anderen fällt wie beim Konzept der differenzierten Integration nach Scharrer der bisherige Zwang zu Kompromissen weg, so daß einzelne Mitglieder sich nur an Bereichen beteiligen von denen sie sich hohe Gewinne erwarten, ohne auf langfristige Solidarität und Ausgleich zu achten.� Die konstruktive Verknüpfung verschiedener Politikbereiche durch Package-deals würde sicherlich erschwert. Die Akzeptanz gemeinsamer Regeln könnte sich gegen Null bewegen, wenn der Rückzug aus einem Feld der Zusammenarbeit für andere Bereiche oder den Gesamtkomplex der europäischen Integration keine oder kaum noch Konsequenzen hat.� 





Die Frage stellt sich, ob nicht eher Zerfall oder zumindest eine Aushöhlung des bisherigen Gemeinschaftssystems statt Integration durch zuviel Wahlfreiheit droht.� Der Preis für diese extreme Form der Flexibilität wäre sicherlich eine Zunahme der intergouvernementalen Entscheidungsfindung, da supranationale Beschlüsse ohne Veto bei dieser Offenheit der Wahlfreiheit kaum zu erwarten wäre. Ein Europa à la carte, daß Integration auch gegen die Integrationsunwilligkeit bestimmter Mitgliedstaaten voranbringen will, könnte sich so bald ins Gegenteil verkehren und auch die Integrationsfähigkeit durch zersplitterte Strukturen reduzieren. Die Wahlfreiheit sollte daher nach Fastenrath in bestimmten Grenzen verbleiben:





“Im Restaurant ‘Europäische Union’ kann nur ein Menü gekocht werden. Lediglich bei den Beilagen läßt sich ein wenig variieren, und eventuell kann man auch ganze Gänge auslassen.”�





Aber selbst bei einer in bestimmter Form eingeschränkten Wahlfreiheit würde die Ausweitung der Kompetenzbereiche auf Kosten der Transparenz erfolgen, wobei ebenfalls die Frage offen bleibt, wie und durch wen diese Grenzen festgelegt und kontrolliert werden sollten. 








1.4	Europa der variablen Geometrie





Eine weitere Variante der ersten Flexibilisierungsdebatte ist das Konzept eines Europa der variablen Geometrie. Dieses geht von einem integrationswilligen Kern bzw. Motor der Integration aus und wurde vom französischen Planungskommissariat sowie dem damaligen Präsidenten der Wirtschafts- und Währungskommission der EG, Jacques Delors, 1980 in die Diskussion eingebracht.� Dem Konzept liegt eine Matrix der Länder, ‘die wollen/nicht wollen’ bzw. ‘die können/nicht können’ zugrunde, der Kern der Integration wird von den Ländern gebildet, ‘die können und wollen’. Im Prinzip sind dies Deutschland und Frankreich, um die sich die anderen Länder je nach Cluster anordnen.� Das Grundkonzept bezog sich zu Anfang nur auf die punktuelle Zusammenarbeit im Bereiche der industriellen-technischen Kooperation zwischen Unternehmen und den dahinterstehenden Staaten bei Großprojekten wie Airbus, dem Versuchsreaktor Joint European Torus (JET) von Euratom oder der Entwicklung von Cellulartelefonen.�





Gérard Tardy, ein Mitarbeiter des französischen Plankommissariats, weitete die Reichweite des Konzepts aber auch auf die Zusammenarbeit in neuen Politikfeldern aus.� Vor einer derartigen Kooperation sollte dann aber ein Beschluß des Rates stehen, der die Unmöglichkeit einer Einigung zwischen allen Mitgliedern feststellt, obwohl ein neuer Politikbereich als integrationsfördernd eingestuft wurde. Beim weiteren Vorgehen werden Kommission und Rat in nicht näher benannter Form an den Entscheidungen in den variablen Politikbereichen beteiligt. Entscheidend ist aber, daß die nicht-beteiligten Mitgliedstaaten die variablen Integrationszirkel nicht durch ein Veto-Recht behindern können, sondern diese durch “konstruktive Enthaltung” gewähren lassen. Ein späterer Anschluß der zunächst nicht beteiligten Staaten ist explizit vorgesehen, wobei diese aber keinen Anspruch auf eine Änderung der Regeln haben, die von der Kerngruppe vereinbart wurden.�





Neben das aktuelle EG-System können so zusätzliche Organisationen mit wechselnder Mitgliedschaft treten. Die Frage der Mitgliedschaft in der Kernorganisation und die Erhaltung des acquis communitaire treten im Konzept des Europa der variablen Geometrie in den Hintergrund.� Je nach politischen und wirtschaftlichen Interessen bzw. Bedürfnissen der verschiedenen Staaten in einzelnen Politikbereichen, beteiligen sich unterschiedliche Staaten an bestimmten Vorhaben, ob sie der Union angehören oder nicht. Einer Gruppe von Mitgliedstaaten ist es demnach möglich, Projekte und Partialinteressen auch unter der Beteiligung von Nicht-Mitgliedern zusammen zu entwickeln und umzusetzen.�





Dieses Modell kann in seiner praktischen Umsetzung jedoch schnell zu einem Verlust an Transparenz der Entscheidungsfindung und der Integrationszugehörigkeit führen. Darüber hinaus entfällt auch bei diesem Konzept der konstruktive Zwang zu Kompromissen in Form von Package-deals, wie sie der Neofunktionalismus als Instrument der Integration vorschlägt. Das Modell eines Europa der variablen Geometrie verführt zudem zu Alleingängen einer kleinen Gruppe von Mitgliedstaaten, die sich damit in Opposition oder Konkurrenz zu einer anderen Lösungsmöglichkeit begeben können. Eine besondere Gefahr für den acquis communitaire und die Gemeinschaftsinstitutionen ist die prinzipielle Möglichkeit, auch außerhalb der Gemeinschaftsverträge neue Regime zu errichten, die auf lange Sicht die EG tatsächlich in die von Dahrendorf beschworene Irrelevanz führen könnten.� Andererseits eröffnet das Modell durchaus die Chance für Drittstaaten, sektoral zu partizipieren und damit auch Erfahrungen im Umgang mit Integrationsprozessen, vor allem der gemeinsamen Entscheidungsfindung, zu sammeln.








1.5	Kerneuropa und das Europa der konzentrischen Kreise





Bereits kurz nach den dramatischen Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa Ende der 80er Jahre stellte De Michelis das Modell eines Europa der vier Kreise vor, die sich in mehreren Stufen um die EG als Gravitationszentrum legen sollten.� Diese Überlegungen lehnen sich an das von Fischer für die Außenbeziehungen der EG in den 70er Jahren entworfene Europa der konzentrischen Kreise an:





“Um den inneren Kern der Gemeinschaftsmitglieder schließen sich in einer Schale die Rest-EFTA-Mitglieder, in einer weiteren Schale die europäischen Mittelmeerstaaten. Eine äußere losere Hülle bilden die assoziierten oder in anderer Weise verbundenen Staaten am südlichen Mittelmeerrand und in Afrika, sowie in anderen Weltregionen.”�





Das kennzeichnende Merkmal des Konzepts von De Michelis ist der von außen nach innen ansteigende Integrationsgrad, wobei die zentripetale Kraft von einem zunehmend integrierten Kerneuropa ausgeht. Die EG als besonders stark integrierter Staatenverbund um Deutschland und Frankreich bildet den Kern eines zukünftig föderal organisierten Bundesstaates.� Die Grundüberlegung ist, daß im innersten Zirkel nicht nur ein höheres Maß an wirtschaftlicher und kultureller Konvergenz, sondern auch die notwendige politische Übereinstimmung über die Ziele des Integrationsprozesses existiert.� Um dieses Kerneuropa bilden die EFTA-Staaten den nächsten Kreis, da sie rechtlich, wirtschaftlich und politisch bereits eng mit der EG zusammenarbeiten. Der dritte konzentrische Kreis besteht aus den mit der EG assoziierten osteuropäischen Ländern, die sich durch die Lösung ihrer politischen und wirtschaftlichen Probleme nach der demokratischen Revolution dem Kern Europas nähern. Als vierter Zirkel umfaßt die KSZE ganz Europa sowie die verbündeten nordamerikanischen Demokratien.





Abbildung 2: Europa der konzentrischen Kreise





    �





Bereits wenige Jahre nach der Veröffentlichung des Modells der konzentrischen Kreise hatten sich die Bedingungen der potentiellen Teilnehmer der einzelnen Zirkel grundlegend verändert. Einige der ehemaligen EFTA-Staaten waren bereits Vollmitglieder der Europäischen Union, die anderen wollten nicht direkt daran beteiligt werden. Den assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas wurden inzwischen feste Zusagen für einen baldigen Beitritt gegeben. Das Modell eines Europa der konzentrischen Kreise war so zwar eine kurzfristig plausible, schematische Einteilung der europäischen Staaten, aber nur wenig Jahre später zeigte sich, daß wohl doch ein zu simplifizierendes Bild skizziert wurde.� Mit dem Zirkel nachgezeichnete Grenzen ergeben wohl nur graphisch ein einleuchtendes Bild von Europa.�





Mertes und Prill sprechen in ihrem “Plädoyer für institutionelle Ökonomie” auch von einem Europa der Olympischen Ringe als passenderem Bild für die voranschreitende institutionelle Verflechtung.� Als Grundlage für neue institutionelle Strukturen stehen demnach eine Reihe von Organisationen, wie die EG/EU, WEU, Europarat, NATO und die KSZE, zur Verfügung. Dabei wird eine klare Aufgabenteilung und Strukturierung der bestehenden Einrichtungen als “Geflecht ineinandergreifender Institutionen, in dem Organisationen wie die KSZE, das Atlantische Bündnis, die europäische Gemeinschaft, die WEU und der Europarat einander ergänzen”, gefordert.� Die Autoren schlagen vor, die neuen Demokratien in Osteuropa zunächst über die KSZE und den Europarat an die EU und die NATO heranzuführen und später im Einzelfall über einen Beitritt zu entscheiden, da die EG/EU eine überstürzte Integration ohne die notwendigen institutionellen Reformen nicht verkraften würde. Über sich abwechselnde Vertiefungs- und Erweiterungszyklen – beginnend mit den EFTA-Staaten, gefolgt von Polen, Ungarn, Tschechien usw. – könnte innerhalb eines absehbaren Zeitraums, unter optimaler Ausnutzung der bestehenden Strukturen und Organisationen, eine Europäische Union mit mehr als zwanzig Mitgliedern entstehen, ohne die Integration durch eine überstürzte Erweiterungswelle übermäßig in Gefahr zu bringen.





Das Bild der konzentrischen Kreise wird also aufgelöst, es können sich mehrere Schnittmengen ergeben, wobei aber auch Mertes und Prill die deutsch-französische Partnerschaft als innersten Kern der europäischen Integration betrachten.� So behält zwar die Aussage ihre Gültigkeit, daß ein Teil der EG-Staaten weiterhin den Charakter eines dynamisch-föderalen Kerns hat, um den sich in den kommenden Jahren weitere Integrationshüllen lagern werden. Doch kann man die momentane Struktur der institutionellen Verwebung und der sich in ihren Aufgaben überlappenden Zirkeln eben auch als in Unordnung geratene Olympische Ringe darstellen, die sich erst durch eine bewußte institutionelle Ökonomie wieder in eine effektive, geometrische Ordnung bringen lassen.





Die Frage ist aber, ob sich die osteuropäischen Beitrittskandidaten mit einer Mitgliedschaft zweiter Klasse oder einer punktuellen Zusammenarbeit zufrieden geben würden.� Fastenrath hat in diesem Zusammenhang die Möglichkeit einer osteuropäischen Integration als Alternative zum sofortigen Beitritt vorgeschlagen.� Osteuropäische Beitrittskandidaten schließen sich zu eigenen Organisationen zusammen, in denen sie sich entwickeln und als einheitlicher, starker Block gegenüber der EG auftreten können. So ergibt sich im Vergleich zu den derzeitigen Einzelassoziierungen eine institutionelle Vereinfachung, da nur ein Assoziationsrat und ein Gemeinsamer Ausschuß wie bei der Assoziierung der AKP-Staaten die notwendigen Verhandlungen führen. Diese sollen dann einen Beitritt mit sehr langen Übergangsfristen bis hin zu einem Europa der zwei oder mehr Geschwindigkeiten und einer abgestuften Annäherung an den Kern der (West-)Europäischen Union für verschiedene Politiksektoren organisieren. Als Beginn einer derartigen Institutionalisierung kann der Zusammenschluß der Visegrád-Staaten – Polen, Ungarn, Tschechien und Slowakei – interpretiert werden, die durch eine enge Zusammenarbeit unter anderem die gemeinsamen Standpunkte gegenüber der EU besser vertreten wollen.





Die Idee eines Europa der konzentrischen Kreise wurde in einem anderen Zusammenhang auch von Tietmeyer aufgegriffen, der dieses Muster speziell für die weitere Entwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion verwendet hat.� Allerdings weist Tietmeyer bereits auf die Gefahr hin, daß ein derartiges Vorgehen eher spalten als zusammenführen kann, wenn die einzelnen Zirkel anfangen, sich als geschlossener Verein zu fühlen. Daher sieht er das Europa der konzentrischen Kreise auch nicht als dauerhafte Lösung, sondern implementiert das Konzept des Europa der mehreren Geschwindigkeiten, in dem zumindest für die Währungsunion alle Mitgliedstaaten und Beitrittskandidaten, die bereit und fähig sind, dem Zentrum der konzentrischen Kreise zustreben und dort auch im Sinne der Präambel des EU-Vertrages willkommen sind.





Grundlage der beschriebenen Überlegungen ist jeweils implizit oder explizit der Kerneuropa-Gedanke. Die Diskussion um die Idee und die Gefahren eines Kerneuropa läßt sich bis zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften zurückverfolgen.� Schon damals fragte man sich, ob eine nur einige Staaten umfassende Gemeinschaft, mit Deutschland und Frankreich als Kern und ohne die Beteiligung von Großbritannien, nützlich oder schädlich für die Einigung Europas sei.� Das Konzept einer Kernbildung kann auch kritisiert werden, da es die Gefahr einer Zwei-Klassengesellschaft in sich birgt. Die Trennung könnte deklassierend wirken, da es für die integrationswilligen aber intergrationsunfähigen Kandidaten zu einer zwangsweisen Abstufung ihrer Mitgliedschaft führt, wenn sie dem Tempo des innersten Kerns nicht folgen können. Die äußeren Kreise geraten durch Verflechtung in die Abhängigkeit der Union, ohne auf der anderen Seite den entsprechenden Einfluß auf deren Politik zu gewinnen, wodurch sich wiederum der Abstand zwischen Zentrum und Peripherie vergrößern würde.





Offen bleiben auch die folgenden Fragen: Wer ist finanziell und politisch verantwortlich für Maßnahmen zur Verringerung des Abstandes – reicht die Solidarität zwischen den einzelnen Zirkeln zur Reduzierung der jeweiligen Distanz aus? Wer darf entscheiden, wann für einen Kandidaten die Zeit für den Schritt in den nächsten Ring gekommen ist und ob die betroffenen Staaten die jeweilige Gruppenzuweisung auch akzeptieren würden?� Würde sich nicht die Komplexität der Interdependenz erhöhen und die Problemlösungsfähigkeit letztlich abnehmen?� Das Modell eines Europa der konzentrischen Kreise interpretiert die einzelnen Kreise zudem eher geographisch bzw. historisch-deterministisch, der politische Integrationswille und die tatsächliche Integrationsfähigkeit wird zu wenig berücksichtigt. So herrscht heute nicht einmal Einigkeit zwischen Deutschland und Frankreich, ob zum Beispiel Italien oder Spanien zum engsten Kern gehören müssen oder nicht.�





Andererseits bietet das Kerneuropa-Konzept bzw. das Modell eines Europa der konzentrischen Kreise durchaus Vorteile. Es gibt verschiedene Stufen der Mitgliedschaft, die – anders als beim Europa à la carte – durch die Beschränkung auf den Auf- oder Abstieg von Kreis zu Kreis, den bisherigen Bestand der Integration nicht gefährden sollen. Im innersten Kreis bleibt es den integrationswilligsten Mitgliedern überlassen, im kleinen Kreis weitere Integrationsschritte zu wagen. Auch wenn das Kerneuropa-Konzept im Integrationsprozeß bisher nicht umgesetzt worden ist, hat es doch Wirkung gezeigt. Allein die theoretische Option dieser Form der Integration hat an kritischen Punkten des Verhandlungs- und Entscheidungsprozesses integrations- und kompromißfördernd gewirkt. Die Bereitschaft Deutschlands und Frankreichs, gegebenenfalls alleine voranzugehen, hat sowohl vor den Verhandlungen zur Einheitlichen Europäischen Akte als auch bei der Entstehung des Maastrichter Vertrags einige Blockaden vertiefungsunwilliger Mitgliedstaaten gelockert.� 








1.6	Differenzierte Integration (II)





Ein erster Anlauf der aktuellen Flexibilisierungsdebatte nach Maastricht war der von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Europäische Politische Raum.� Die Kommission wollte durch die Öffnung der Ministerratssitzungen für Drittstaaten “strukturierte institutionelle Beziehungen” auf Gebieten gemeinsamen Interesses wie etwa Verkehr und Umwelt, aber auch sensiblen Bereichen wie der Sicherheits- oder Migrationspolitik schaffen. Diese Strukturen sollten aber zunächst ohne Kompetenzzuteilung für Drittstaaten außerhalb der Verträge institutionalisiert werden. Somit käme es zu einer Art vorgezogenen Mitgliedschaft ohne Mitbestimmungsrechte. Eine Analogie zu diesem Vorschlag kann in der Einsetzung des NATO-Kooperationsrates gesehen werden. Eine implizite Gefahr dieses Konzepts besteht allerdings in einer Institutionalisierung der Zusammenarbeit ohne Mitbestimmung und damit eventuell der Verzögerung des Beitritts bzw. des Mißbrauchs der Institutionen als Instrument der Abschirmung gegenüber neuen Mitgliedern. Der Europäische Politische Raum wurde als eigenständiges Konzept daher kaum weiter diskutiert.





Das an die veränderten Koordinaten gesamteuropäischer Rahmenbedingungen angepaßte Konzept der differenzierten Integration wurde von Weidenfeld und Janning weiter ausgearbeitet, um Erweiterung und Vertiefung der Europäischen Union parallel realisieren zu können.� Eine erste Überlegung war, daß für Staaten, die nicht über die volle Integrationsfähigkeit verfügten, aber deren Integrationswille vorhanden war, Teilmitgliedschaften oder vorgezogene Mitgliedschaften in funktionalen Sektoren der Europäischen Union, z.B. Sicherheitspolitik und Justiz und Inneres (Migrationsprobleme, Kriminalität) möglich werden sollten.� Anvisierte Beteiligungsformen waren Gaststatus, eventuell Rede- und Antragsrecht oder funktionell beschränktes Stimmrecht, wie dies etwa für Dänemark und Irland in der Westeuropäischen Union vorgesehen ist.�





Janning und Weidenfeld haben das Konzept der differenzierten Integration in der Folge als Strategie für die zukünftige Organisation der erweiterten Europäischen Union konkretisiert, da sie von der faktischen Unmöglichkeit der Errichtung eines klassischen Bundesstaates im Kreis von mehr als 20 Mitgliedern ausgehen.� Der Schlüssel zum Erfolg ist die Differenzierung, das heißt die Errichtung mehrerer Organisationen, mit unterschiedlicher Mitgliedschaft und unterschiedlicher Geschwindigkeit der Umsetzung muß ermöglicht werden. Die Grundthese lautet, daß je heterogener der Raum der Integration ist, desto unmöglicher wird die Perspektive der zentralistischen Einheitlichkeit und desto notwendiger wird entsprechend ein Konzept der Differenzierung.� Im Unterschied zur abgestuften Integration gibt es bei der differenzierten Integration keinen einheitlichen Vertragsrahmen und kein verbindliches Zeitgerüst mehr.� Ähnlich wie das Modell der konzentrischen Kreise geht die differenzierte Integration vom Prinzip der Kernbildung aus. Dabei beschränkt sich der Aktionsradius jedoch nicht auf einen Kern von Mitgliedstaaten, der alle Integrationsbereiche gemeinsam vertieft, sondern läßt mehrere Kerne mit unterschiedlichen Mitgliedschaften zu, damit die “Integration auf hohem, aber unterschiedlichem Niveau mehrgleisig organisiert werden kann”.�





Die Basis der differenzierten Integration stellt der acquis communitaire des Binnenmarktes und der gewachsenen Rechtsgemeinschaft dar. Für diese Bereiche wäre – außer der bewährten Praxis der befristeten Ausnahmeregelungen für neue Mitglieder – keine Differenzierung zugelassen. Die Differenzierung könnte dann in klar abgegrenzten Bereichen die Realisierung der Währungsunion und einer Verteidigungsunion durch die integrationswilligen und -fähigen Mitgliedstaaten eventuell auf der Basis besonderer Verträge ermöglichen. Die Konstruktion sollte das Opting-in nach definierten Regeln zulassen.� Für die nicht teilnehmenden Staaten bestünden jedoch keine Mitwirkungsrechte bei der Regelsetzung, wie dies noch das Konzept der abgestuften Integration vorausgesetzt hat. Für das Europäische Währungssystem und die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik könnte so auch das Prinzip der vorgezogenen Mitgliedschaft oder der Teilmitgliedschaft umgesetzt werden.� Für andere Politikbereiche könnten neue Formen der intergouvernementalen Kooperation nach dem Modell des Schengener Abkommens oder des erwähnten Europäischen Politischen Raums begründet und nach ihrer Erprobung in die gemeinsame Entscheidungsfindung überführt werden. Der Integrationskern würde sich aus der Schnittmenge der einzelnen Kooperationen ergeben – gedacht ist hier primär an Deutschland und Frankreich als Schicksalsgemeinschaft.�





Die Strategie der differenzierten Integration basiert damit auf zwei Prämissen. Erstens der Erwartung, daß Deutschland und Frankreich auch in Zukunft eine starke Achse bleiben und zusammen neue Integrationskerne bilden werden und zweitens, daß sich die Anzahl und Art der Kerne beschränken, kontrollieren und später auch integrieren läßt. Das Steuerungsproblem einer erweiterten Union wird also nicht im bisher existierenden einheitlichen Rahmen gelöst, sondern in verschiedene, klar umrissene Politikbereiche überführt, deren zentrifugale Kraft durch den deutsch-französischen Kern zusammengehalten wird. In den differenzierten Kooperationsbereichen finden sich unterschiedliche Mitglieder mit möglicherweise unterschiedlichen Verfahren und Institutionen zur jeweiligen Entscheidungsfindung wieder. Je integrationsfähiger und -williger sich aber die Gesamtheit der Mitglieder erweist, desto weniger Differenzierung wird erforderlich sein.�





Denkbar ist allerdings, daß auch andere Mitgliedstaaten dazu übergehen, eigene differenzierte Integrationskerne zu bilden – z. B. den Mittelmeerkern, den neutralen Kern, den intergouvernementalen Kern – es besteht also die Gefahr einer intensiven und nicht mehr zu kontrollierenden Kernbildung. Dies könnte wiederum zur Folge haben, daß die Transparenz für die Bürger verloren geht – es entstünde der “differenzierte” Bürger, der einmal mehr und einmal weniger Rechte hat als seine Nachbarn in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Und letztlich könnte auch dieses Konzept bei uneingeschränkter Anwendung die Fähigkeit bzw. die Verpflichtung der Nationalstaaten zur Kompromißfindung schwächen – die Mitgliedstaaten könnten versucht sein, den einfachsten Weg mit willigen Partnern zu nehmen, um ihre aktuellen Ziele zu erreichen, so daß die Differenzierung zu einem Europa à la carte verkehrt wird.





Janning selbst sieht das Problem für die Übersichtlichkeit des europäischen Entscheidungsprozesses, wenn verschiedene Kreise mit unterschiedlichen Schnittpunkten und eigenen Verfahrensweisen eigene Beschlüsse fassen, weswegen die Differenzierung nur konditional als Rettungsoperation für den Fall der Lähmung oder der Überdehnung der Entscheidungsstrukturen genutzt werden sollte.� Bei einer konkreten Umsetzung des Konzeptes müßten wirksame Barrieren gegen eine Aufsplittung in zu viele Kooperationskerne errichtet werden. So gibt auch Weidenfeld zu bedenken, daß ein so kompliziert zusammengesetztes System nur organisationsfähig bleibt, wenn es einem “kalkulierten Steuerungsplan folgt und nicht unreflektiertem Wildwuchs.”�





Neben diesen, bei einer Implementierung zu beachtenden Risiken, bietet das Konzept der Differenzierung aber auch erhebliche Chancen für die effektive Weiterentwicklung der europäischen Integration. Denn wenn es gelingt, die differenzierte Integration auf einige Sachbereiche zu beschränken, ist sie sicher eine geeignete Methode um Blockaden der gemeinsamen Entscheidungsfindung zu umschiffen. Die so entstehenden außergemeinschaftlichen Kooperationsbereiche könnten im Erfolgsfall in das Gemeinschaftsrecht überführt werden. In neuen Politikbereichen würde die gemeinsame Entscheidungsfindung außerhalb der Gemeinschaftsverträge auf der Basis einer bi- oder multilateralen Kooperation getestet und variiert, so daß ein Scheitern nicht unbedingt auf die Union zurückfallen müßte. Ein weiterer Anlauf mit Hilfe alternativer Verfahren wäre so ohne Vertragsänderungen im kleinen Kreis auf pragmatische Art und Weise möglich. Darüber hinaus bietet das Konzept gerade Beitrittskandidaten, die für eine Übernahme des acquis communitaire noch nicht in der Lage sind, die Möglichkeit, durch vorgezogene oder Teilmitgliedschaften Erfahrung in der gemeinschaftlichen Entscheidungsfindung zu sammeln.








1.7	Das Konzept der offenen Partnerschaften





Ähnlich wie das Konzept der differenzierten Integration argumentiert der Ansatz der flexible integration des CEPR.� Der Schlüssel für die flexible integration ist die Differenzierung der europäischen Integration in eine gemeinsame Basis (acquis communitaire) und eine unbestimmte Zahl von offenen Partnerschaften, die einen angemessenen Mix von Flexibilität und gemeinsamer Verpflichtung erzeugen und garantieren sollen. Die gemeinsame Basis beinhaltet alle Politiken, deren gemeinsamer Besitzstand unverzichtbar für alle Mitglieder der Union ist. Es wäre also einerseits das Minimum für eine Teilnahme an der EU, andererseits der größte gemeinsame Nenner, auf den sich die derzeitigen Mitglieder einigen können. Die offenen Partnerschaften hingegen sind freiwillige Vereinbarungen zur Kooperation in anderen Politikbereichen. Nicht alle Länder müssen bei allen Partnerschaften mitmachen und nach bestimmten Regeln können von einigen Mitgliedern neue Partnerschaften geschlossen werden.





Der Ansatz geht funktional von verschiedenen Kooperationsfeldern aus. Es gibt differenzierte Intensitäten der Mitgliedschaft, deren Fokus allerdings auf den unterschiedlichen Politiken und nicht auf verschiedenen Staaten liegt. In den einzelnen Politikfeldern kann nun experimentiert und die gemeinschaftliche Entscheidungsfindung geübt werden. Ist ein solches Kooperationsfeld erfolgreich, kann es später Teil der gemeinsamen Basis werden. Die gemeinsame Basis sollte nach diesem Ansatz weitgehend supranational aufgebaut sein, während die offenen Partnerschaften zunächst intergouvernemental organisiert werden. 





Allerdings lassen die Autoren auch die Option offen, einzelne Partnerschaften supranational auszurichten. Darüber hinaus wären für einen Politikbereich mehrere Partnerschaften mit unterschiedlichen Entscheidungsverfahren zugelassen. So könnten für einen Politikbereich parallel zu einer Partnerschaft mit dem intergouvernementalen Einstimmigkeitsprinzip einige Staaten supranationale Prozeduren, die auf dem Mehrheitsprinzip beruhen, in einer vertieften Partnerschaft einführen. Die Autoren schlagen hierfür den Begriff des Supragouvernementalismus vor, da die Schlüsselakteure weiterhin die Vertreter der nationalen Regierungen und nicht unbedingt der gemeinsamen Institutionen wären.�





Abbildung 3: Das Konzept der offenen Partnerschaften�





	�





Bei der Gründung einer Partnerschaft müssen allerdings zwei Prinzipien beachtet werden.� Eine Partnerschaft kann nur von allen Mitgliedern gemeinsam beschlossen und die notwendigen Institutionen besprochen werden, auch wenn nicht alle Mitgliedstaaten von Anfang an beteiligt sind, wie dies bei der Entscheidung über die WWU der Fall war. Auch muß allen Mitgliedern die Möglichkeit offen stehen, der Partnerschaft unter vorher gemeinsam festgelegten Eintrittsbedingungen beizutreten, wie dies der Maastrichter Vertrag über die Währungsunion vorsieht. Damit wollen die Autoren die Kritik am Kerneuropa-Konzept oder der differenzierten Integration vermeiden, daß die Kernstaaten sich zu einer Elite entwickeln könnten, die ihrerseits die Eintrittskriterien so verändert, daß unerwünschte Staaten langfristig ausgeschlossen bleiben.� An dieser Stelle knüpft der Ansatz also wieder an den grundlegenden Vorschlägen der abgestuften Integration an.





Neben der durch das Konzept in hohem Maße gewährleisteten Flexibilität des Integrationsfortschrittes ergeben sich aber durchaus einige Gefahren und Probleme, die bei der weiteren Diskussion des Ansatzes entsprechend hervorgehoben werden sollten. So liegt das Problem der Integrationswilligkeit häufig nicht an der Problemlösungsfähigkeit in verschiedenen Politikbereichen, wie dies das Konzept postuliert, sondern am Widerstand gegen die Aufgabe weiterer Hoheitsrechte durch einzelne Staaten. Es geht hier meist nicht um Erfolgsmaximierung, sondern oft genug um Machterhalt. Daher muß der Erfolg in einem Sachgebiet nicht unbedingt zu einem Spill-over auf die gemeinsame Basis führen, sondern es könnte sich ebenso die Distanz zwischen den einzelnen Partnerschaften vergrößern. Auch ist fraglich, ob die unterschiedlichen Entscheidungsverfahren in der gemeinsamen Basis und den offenen Partnerschaften wirklich entscheidend für eine Teilnahme an den Partnerschaften sind. Die Kritiker einer vertieften Integration wollen im Prinzip auch der gemeinsamen Basis keine supranationalen Kompetenzen einräumen. Und die integrationswilligen Akteure wollen eben in den ausgeweiteten Kompetenzbereichen keine intergouvernementale, sondern eine supranationale Entscheidungsfindung.





Somit ergibt sich in den umstrittenen Politikbereichen, zum Beispiel der Sozialpolitik oder Verteidigungspolitik, die Zwangslage eine offene Partnerschaft mit supranationaler und eine mit intergouvernementaler Entscheidungsfindung einzurichten. Überspitzt gesagt, besteht die Gefahr, daß sich für jeden Politikbereich verschiedene konzentrische Kreise entwickeln, wodurch die Gefahr der Zerfaserung und des Transparenzverlustes noch potenziert wird. Darüber hinaus würde dies die vielfach beschworene Identitätsbildung derart erschweren, daß für die gesamte Dimension des gemeinsamen Bewußtseins auf allen gesellschaftlichen Ebenen mit einer retardierenden Wirkung gerechnet werden muß. 





Weiter zu diskutieren ist auch der Aspekt, ob es die Möglichkeit eines Ausstiegs aus einzelnen Partnerschaften geben soll oder nicht. Die Autoren verlangen die flexible integration, damit sich ein Staat in den Politikfeldern mit anderen zusammenschließen kann, in denen er sich Vorteile davon verspricht. Wenn der Staat aber keinen Gewinn erzielen kann oder zum Beispiel auch die Regierung wechselt, kann er dann wieder aussteigen und sich erst wieder beteiligen, wenn er wieder möchte? Auch bleibt die Frage nach der Einbindung der integrationsunfähigen, aber integrationswilligen Beitrittskandidaten offen. Der Ansatz beschränkt sich zu sehr auf die Lösung des Problems der unterschiedlichen Integrationswilligkeit, vernachlässigt darüber aber das genauso drängende Problem der unterschiedlichen Integrationsfähigkeit. 





Darüber hinaus kann man sich nur schwerlich vorstellen, daß vertiefungsunwillige Mitglieder diverse Partnerschaften mittragen, ohne diesen beitreten zu wollen. Käme es nicht eher zu endlosen Verhandlungen über die anzuwenden Verfahren und die zu gründenden Institutionen in den einzelnen funktionalen Sektoren? Das grundsätzliche Problem der europäischen Integration – die Uneinigkeit über das Ziel der Integrationsbestrebungen – wird durch dieses Konzept nur sektoral aufgesplittet und nicht beantwortet. Das Konzept bietet nur dann eine interessante Entwicklungsmöglichkeit, wenn im Prinzip keine weitere Vertiefung des acquis communitaire sondern nur eine punktuelle Ausweitung der Kooperation gewünscht wird.


�
1.8	Offene Avantgarde oder fester Kern





Aus einer Verbindung des Kerneuropa-Konzepts mit Überlegungen der variablen bzw. differenzierten Integration hat Deubner sein “Kernmodell” für die Europäische Union der fünfzehn Mitgliedstaaten entworfen.� Demnach sind Deutschland, Frankreich und die Benelux-Staaten der feste Kern der Europäischen Union. Diese Kernstaaten bilden mit den weiteren Mitgliedstaaten in den verschiedenen Politikbereichen jeweils unterschiedliche funktionale Kooperationsgruppen mit einem jeweils unterschiedlichem Intensitätsgrad der Kooperation. Deubner weist in seinem Modell allein zwölf potentielle Kooperationsbereiche mit größtenteils unterschiedlichem Teilnehmerkreis und variierender Integrationsdichte aus.





Das Modell muß sich den Vorwurf einer etwas willkürlichen Zuweisung der einzelnen Mitgliedstaaten zu den verschiedenen Kooperationsgruppen gefallen lassen, da z. B. Italien als Gründungsmitglied der EG oder auch Irland, Österreich, Spanien und Portugal als durchaus integrationswillige Mitgliedstaaten aus dem Kernbereichen ad hoc ausgeschlossen werden. Auch die sonstigen Kombinationen der Zusammensetzung werden sich nach Deubner letztlich erst später ergeben, so daß das Modell weniger eine gezielte Realitätsabbildung als vielmehr eine graphische Veranschaulichung einer exemplarischen Verteilung darstellt. Auch die möglichen negativen Folgen für die Transparenz und damit die Akzeptanz der gemeinsamen Entscheidungsfindung bei den Bürgern, wie den zunächst vom Kern ausgeschlossenen Mitgliedstaaten sind bei einer so großen Zahl von differierenden Kooperationsgruppen wohl kaum von der Hand zu weisen.





Gerade gegen die von vornherein festgelegte Hegemonialstellung einer exklusiven Kerngruppe richtet sich der Vorschlag zur Bildung einer offenen Avantgarde für Europa. Eine Gruppe namhafter Europaexperten hat sich im Club von Florenz zusammengefunden und ebenfalls ein flexibles Konzept zur Auflösung des “unmöglichen Status quo” entworfen.� Sie gehen davon aus, daß es innerhalb der Europäischen Union zwei Gruppen von Staaten gibt. Einerseits die Staaten, die über den Sockel der um den Binnenmarkt errichteten Gemeinschaftspolitiken hinausgehen wollen, und andererseits die, die den Verlust ihrer Souveränität fürchten. Diejenigen Staaten, die schneller und weiter vorangehen wollen, sollten dies jedoch auch tun können. 





Daraus ergeben sich zwei Forderungen. Zum einen darf kein Mitglied dazu gezwungen werden, weiter voranzuschreiten als es möchte und zum anderen muß sich jedes Mitglied der voranschreitenden Gruppe anschließen dürfen, wenn alle vorgegebenen Bedingungen erfüllt sind. Daher müssen Regelungen gefunden werden, um den Staaten zu helfen, die sich der Avantgarde anschließen wollen, dazu aber noch nicht in der Lage sind. Bis zum Beitritt ist eine punktuelle Zusammenarbeit denkbar. Die spätere Beteiligung kann jedoch nur unter der Voraussetzung erfolgen, daß die aufgestellten Spielregeln und der bis dahin erreichte Stand akzeptiert werden.





Die Politikfelder einer möglichen Differenzierung sind bereits durch die drei Hauptziele des Vertrags über die Europäische Union vorgegeben: die Errichtung der Wirtschafts- und Währungsunion, die Stärkung der gemeinsamen Außenpolitik, die langfristig durch eine gemeinsame Verteidigungspolitik vervollständigt werden soll und eine verstärkte Zusammenarbeit im Bereich der inneren Sicherheit. “Der Auftrag einer eventuellen Avantgarde wäre damit also vorgezeichnet, nämlich die durch den Maastrichter Vertrag vorgegebenen Ziele zu erreichen.”� Auf diesem Weg soll letztendlich eine Politische Union für alle Mitgliedstaaten errichtet werden.





Auch die Autoren selbst stellen sich die Frage, welche Institutionen die Funktionsfähigkeit der differenzierten Kreise gewährleisten sollen bzw. inwieweit die bestehenden Gemeinschaftsorgane involviert und wie Risiken für die Effizienz und Transparenz der gemeinsamen Entscheidungsfindung vermieden werden können. Das Ergebnis kann auf die Formel gebracht werden, daß man zur Verwirklichung des Unionsvertrages auf die gemeinsamen Institutionen zurückgreifen sollte, wenn dies ohne die Gefahr einer Lähmung des gemeinsamen Besitzstandes möglich ist, aber neue Instrumente vorsehen muß, sobald diese Bedingung nicht erfüllt ist. Die zunächst nicht-beteiligten Staaten hätten durch die Nutzung der Gemeinschaftsorgane, wie bereits für die Währungsunion beschlossen, ein Aufsichts- aber kein Mitbestimmungsrecht in den differenzierten Politikbereichen. Dadurch entstünde für den Rat wie das Europäische Parlament ein System variabler Geometrie, indem eine Beteiligung aller bei allen Politikbereichen ermöglicht würde, die letztendliche Entscheidung jedoch bei den jeweiligen Teilnehmern verbliebe.� Dadurch würden auch die bestehenden Organe eine bedeutende Rolle auf der Ebene der weiter integrierten Kreise spielen können.





Die geschilderten Überlegungen stellen damit eine interessante Zusammenführung von Elementen der abgestuften, der variablen wie der differenzierten Integration dar. Es sollen sowohl die Bedürfnisse der integrationswilligen bzw. -fähigen, wie auch der integrationsunwilligen bzw. -unfähigen Mitgliedstaaten berücksichtigt werden. Der Ansatz geht allerdings sehr optimistische davon aus, daß die derzeit integrationsunwilligen wie auch integrationsunfähigen Mitgliedstaaten keine Bedrohung in der Differenzierung sehen und sich bei den grundlegenden Entscheidungen, der Nutzung der Gemeinschaftsorgane sowie der späteren Übernahme der dann festgelegten Spielregeln konstruktiv beteiligen und einfügen werden. Was geschieht aber, wenn durch wachsende Blockaden eben doch neue Institutionen notwendig werden und eine abnehmende Transparenz und Akzeptanz der Gemeinschaft zur Folge haben?





Darüber hinaus gibt es zusammen mit dem Binnenmarkt mindestens vier Bereiche (ohne z. B. die Sozialpolitik oder Verteidigungspolitik gesondert zu werten), in denen jeweils unterschiedliche Mitgliedstaaten, möglicherweise nach unterschiedlichen Verfahren und in unterschiedlichen Institutionen Entscheidungen treffen könnten. Selbst wenn man, wie beim Kernmodell nach Deubner, von einer homogenen Kerngruppe oder Avantgarde ausgeht, ergibt sich doch eine hohe Zahl möglicher Stimmberechtigungsvarianten in den Gemeinschaftsorganen, die das von den Autoren vorgeschlagene System variabler Geometrie bald überlasten könnte.





Die möglichen institutionellen Folgen einer Flexibilisierung konnten auch von der Tindemans-Gruppe nicht gelöst werden. Diese haben fünf Szenarien für die zukünftige institutionelle Ausgestaltung der gemeinsamen Entscheidungsfindung entworfen.� In Szenario 3 wird anders als bei den eben genannten Vorschlägen der Kern oder die Avantgarde nicht an bestimmten Mitgliedstaaten, sondern an Kernbereichen der Zuständigkeit der Europäischen Union festgemacht. Demnach bilden die vier Grundfreiheiten des EG-Vertrages und die dafür notwendigen Bestimmungen des Binnenmarkets den Kern der Union, an dem sich alle Mitgliedstaaten gleichermaßen beteiligen müssen. Es steht ihnen aber frei, bei anderen Aktivitäten wie der Währungsunion oder der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik die Option eines “opt out” wahrzunehmen. Allerdings werden keine Aussagen darüber gemacht, welche Auswirkungen ein Opting-out auf das im Szenario vorgeschlagene Institutionengefüge und die für jedes Szenario diskutierten Dimensionen der Demokratie, Transparenz, Effizienz und Balance hat. Ungeklärt bleibt also, wer in welchem Umfang und durch welche Institutionen an Entscheidungen in den differenzierten Politikbereichen beteiligt ist, ob das Opting-out zeitlich begrenzt wäre und wer die Vorgaben für die zu vertiefenden Politikbereiche sowie die Bedingungen für ein späteres Opting-in bestimmt. 


�
2.	Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Flexibilisierungskonzepte





Im Laufe der letzten zwanzig Jahre wurden also eine Reihe von Flexibilisierungsmöglichkeiten entworfen, deren grundsätzliche konzeptionelle Kohärenz nicht über entscheidende Divergenzen im Detail hinwegtäuschen darf. In der Folge sollen daher die Gemeinsamkeiten und Unterschiede der verschiedenen Konzepte und Modelle in einer zusammenführenden Analyse überprüft werden. Dies erscheint um so notwendiger, da die einzelnen Begriffe oft so verwendet werden, als seien sie beliebig austauschbar.� Die Unterschiede werden jedoch deutlich, wenn die am weitesten ausgearbeiteten Flexibilisierungskonzepte – Abgestufte Integration, Europa der zwei oder mehr Geschwindigkeiten, Differenzierte Integration, Europa der variablen Geometrie, Europa à la carte, Europa der konzentrischen Kreise, das Kerneuropa-Konzept, das Konzept der offenen Partnerschaften und der Vorschlag einer Avantgarde für Europa –innerhalb der folgenden Fragestellungen polarisiert werden: �





•	Motiv: Wollen sie zur Lösung der Probleme durch integrationsunfähige Mitglieder


	bzw. Beitrittskandidaten oder zur Umgehung des Widerstandes durch


	integrationsunwillige Staaten beitragen?


•	Methode: Schlagen sie eine zeitliche, sektorale oder mitgliedschaftliche Flexibilisierung 


	vor?


•	Vertragsbezug: Muß die Lösung innerhalb der Gemeinschaftsverträge eingeordnet 	werden oder kann sie auch außerhalb angesiedelt sein? Soll der acquis communitaire 	gewahrt oder verändert werden?


•	Entscheidung: Ist für die Einführung flexibler Lösungen ein Gemeinschaftsbeschluß 	aller potentiellen Teilnehmer oder nur der tatsächlichen Teilnehmer vorgeschrieben?


•	Reichweite: Steht die Teilnahme nur Mitgliedern der Gemeinschaft oder auch Nicht-	Mitgliedern offen?


•	Ziel: Welche Form der Entscheidungsfindung wird angestrebt und kann das Konzept 	einem klassischen Ansatz der Integrationstheorie zugeordnet werden?





Zum einen gibt es die Konzepte der zeitlichen und mitgliedschaftlichen Abstufung der Integration, nach denen einige Mitgliedstaaten voranschreiten und die zu diesem Zeitpunkt integrationsunfähigen oder -unwilligen Staaten nach gemeinsam bestimmten Vorgaben folgen, wobei das angestrebte Ziel einheitlich ist. Die Abstufung erfolgt vor allem innerhalb bzw. auf der Basis der gemeinsamen Verträge und Institutionen und soll kurzfristig im Kernbereich sowie langfristig für die gesamte Integrationseinheit zu einem föderal organisierten Bundesstaat führen. Unter diese Form der Flexibilisierung fallen das Konzept der abgestuften Integration, das dazugehörige Leitbild eines Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten und das Kerneuropa-Konzept bzw. das Europa der konzentrischen Kreise. Der Unterschied dieser beiden Varianten der abgestuften Integration liegt darin, daß das Basiskonzept der abgestuften Integration sich nur auf die unterschiedliche Integrationsfähigkeit der aktuellen oder beitretenden Mitglieder der EG/EU bezieht, während das Kerneuropa-Konzept insbesondere in seiner Ausprägung als Europa der konzentrischen Kreise auf eine gesamteuropäische Ordnung mit einer stark integrierten EG/EU als föderalen Kern ausgerichtet ist, wobei es innerhalb dieses Kerns durchaus zeitliche Abstufungen der Integration geben kann.





Das Konzept der offenen Partnerschaften hingegen stellt die zukünftige institutionelle Organisation der Mitglieder der Europäischen Union in den Mittelpunkt der Überlegungen. Nach einem Gemeinschaftsbeschluß können sich einzelne Mitglieder außerhalb der Gemeinschaftsverträge zu weiterführenden Partnerschaften zusammenschließen, wobei die Ausgestaltung der Partnerschaften dann den aktuellen Teilnehmern der Partnerschaft überlassen bleibt. Die Kernbereiche der Integration, auf die sich alle Mitgliedstaaten einigen können, werden nach einer Reduzierung um die strittigen Punkte als common base festgelegt. Das Konzept setzt sich also weniger mit der unterschiedlichen Fähigkeit einzelner Staaten zur Integration auseinander, sondern versucht vielmehr dem unterschiedlichen Integrationswillen der einzelnen Staaten in den verschiedenen Funktionsbereichen gerecht zu werden. Es erlaubt – nach Absprache – die Gründung sektoraler Regime, die bei allgemeiner Übereinstimmung in den gemeinsamen Besitzstand überführt werden können. Damit steht der Ansatz sowohl in der Tradition funktionaler als auch regimetheoretischer Überlegungen.





Der Ansatz der differenzierten Integration unterscheidet sich von den genannten Konzepten dadurch, daß einige Mitgliedstaaten auch gegen den Widerstand der integrationsunwilligen Mitgliedstaaten voranschreiten können. Die Teilnehmer des zu vertiefenden Integrationskerns bestimmen Regeln, Ziel und Tempo im flexibilisierten Politikbereich ohne Mitentscheidungsrechte der nicht-beteiligten Staaten, denen allerdings die Teilnahme bei Erfüllung vorgegebener Kriterien offen stehen muß. Ebenso wie beim Konzept eines Europa der variablen Geometrie besteht kein Zwang zur Teilnahme nach bestimmten zeitlichen Vorgaben und die Flexibilisierung kann auch außerhalb der bestehenden Verträge und Institutionen unter Einbeziehung von Nicht-Mitgliedern erfolgen.


�
Abbildung 4: Kernaussagen der vorgestellten Flexibilisierungskonzepte


�


�
Beide Konzepte gehen von einem stark integrierten Kern aus, um den sich weitere, funktional differenzierte Kreise legen können, deren Schnittmenge im Idealfall Deutschland und Frankreich als Schicksalsgemeinschaft bilden. Der wichtigste Unterschied besteht in der Forderung Tardys nach einer Vorabentscheidung sowie weiterer Einflußnahme und Kontrollfunktion der gemeinsamen Organe über die zu bildenden variablen Kerne, während Janning den nicht teilnehmenden Mitgliedstaaten keine Mitwirkungsrechte zugesteht. Beide Ansätze gehen von der funktionalen Trennbarkeit der gemeinsamen Politiken aus, in deren Schnittmenge eine föderal organisierte Schicksalsgemeinschaft entsteht und können daher im Prinzip als differenzierte Integration mit dem Leitbild eines Europa der variablen Geometrie zusammengefaßt werden.





Als weitere Variante der Differenzierung der Integration kann auch der Vorschlag einer Avantgarde für Europa eingestuft werden. Dieser unterscheidet sich von den beiden erstgenannten Konzeptionen dadurch, daß die Vertiefung der Integration wenn möglich in konstruktiver Kooperation mit den derzeit vertiefungsunwilligen und -unfähigen Mitgliedstaaten und eingebunden in die bestehenden Institutionen erfolgen soll, so daß ein System variabler Geometrie entsteht. Im Gegensatz zum Konzept eines Europa der variablen Geometrie wird aber die klare Abgrenzung der zu differenzierenden Politikbereiche gefordert. Dabei wird ausdrücklich auf eine Betonung und Festlegung der deutsch-französischen Vorreiterrolle vezichtet. Wie beim Konzept der differenzierten Integration soll durch die Bildung mehrerer differenzierter Kerne aus der Schnittmenge bzw. der in allen Bereichen beteiligten Avantgarde eine supranationale Politische Union erwachsen.





Anders als die genannten Ansätze, die im Prinzip alle den acquis communitaire erhalten und den Stand der Integration zumindest in Teilbereichen durch eine begrenzte Zahl von Mitglieder vertiefen wollen, negiert das Modell eines Europa à la carte die Bedeutung des acquis communitaire weitgehend. Statt dessen gesteht es in Anlehnung an das Europa der Vaterländer den Nationalstaaten die absolute Wahl- und Entscheidungsfreiheit in allen Politikfeldern zu. Damit ist dieses Modell eine flexible Version des Intergouvernementalismus, während die anderen vorgestellten Konzepte durchaus Strategien zur Vertiefung der gemeinsamen Entscheidungsfindung über die intergouvernementale Zusammenarbeit hinaus wünschen.





Zusammenfassend können die Flexibilisierungskonzepte und -modelle durchaus als Varianten eines neuen Paradigmas der Integration gesehen werden, da allen Konzepten daran gelegen ist, die bisher gültige Prämisse der einheitlichen Integration für Europa zu durchbrechen. Und unabhängig davon, ob die gewünschten Entscheidungsstrukturen der einzelnen Flexibilisierungskonzepte eher supranational oder intergouvernemental ausgerichtet sind, die Schlüsselakteure bei allen Konzepten sind die nationalstaatlichen Regierungen. So wird auch Art und Umfang der Beteiligung der gemeinsamen Organe, ob Kommission oder Parlament kaum diskutiert. Die Rolle der wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Interessengruppen oder auch des Permissive-consensus zu Integrationsmaßnahmen wird weitgehend vernachlässigt, obwohl gerade die flexiblen Maßnahmen durch fehlende Transparenz und Erhöhung der Komplexität zu ganz erheblichen Mißstimmungen in den betroffenen Gesellschaftsteilen führen können, wie gerade das Beispiel der Diskussion um die zeitlich abgestufte bzw. langfristig differenzierte Einführung der Wirtschafts- und Währungsunion in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union zeigt.





Alle flexiblen Ansätze betonen die dynamische Komponente von Integration. Sie schlagen einen Prozeß vor, bei dem die jeweils dazu bereiten Staaten für verschiedene Politikbereiche unterschiedliche Fortschritte der gemeinsamen Entscheidungsfindung und deren Institutionalisierung in Kauf nehmen, um den Integrationsprozeß zumindest für einen Kern oder mehrere Gruppen der Region voranzubringen. Die zu flexibilisierenden Politikbereiche richten sich nach dem jeweiligen gemeinsamen Nenner der Kernstaaten. Fortschritte bei der Vertiefung der EG basierten in der Vergangenheit aber häufig auf der Dynamik eines Policy-Mix, nicht aber auf deren Segmentierung.� So beruhte sowohl der Erfolg der Einheitlichen Europäischen Akte wie der des Vertrags von Maastricht auf einem breit angelegten Verhandlungspaket, das für alle Mitgliedstaaten positive Anreize bot, aber eben nicht für jeden dieselben. Die EU würde sich durch zunehmende Flexibilisierung dieser positiven Konsensfindung auf einem mittleren gemeinsamen Nenner selbst beschneiden.� 





Die flexible Integration sollte daher nicht als allgemeingültiges Integrationskonzept verstanden, sondern nur bewußt und gezielt als Notnagel und Blockadebrecher eingesetzt werden, wenn die Revision 1996 oder spätere Reformversuche und damit der gesamte europäische Integrationsprozeß zu scheitern drohen. Als Varianten eines sich abzeichnenden Paradigmenwechsel, können die Flexibilisierungskonzepte vielleicht kurzfristig die Integration vorantreiben, aber langfristig wird sie zur Gefahrenquelle durch Institutionenvielfalt, Transparenzverlust und einer daraus folgenden Verstärkungen der Identitätskrise. Kurz gesagt, die flexible Integration könnte aufgrund einer nicht zu kontrollierenden Eigendynamik in absehbarer Zeit in eine Flexibilisierungsfalle führen, wenn nicht entsprechende gemeinsame Regelungen diesen Risiken von vorneherein Schranken setzen.


�
3.	Flexibilisierungskonzepte in der aktuellen Reformdiskussion





Durch den Vetrag über die Europäische Union konnten nicht alle Punkte der zur Debatte stehenden Agenda zur Zufriedenstellung aller Mitgliedstaaten gelöst werden, so daß sich die beteiligten Akteure bereits im Maastrichter Vertrag auf die Einsetzung einer Nachfolgekonferenz zur Revision der strittigen Punkte im Jahr 1996 geeinigt haben. Im Vordergrund der Revision steht die Überprüfung der durch den Vertrag von Maastricht eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit mit dem Ziel “die Wirksamkeit der Mechanismen und Organe der Gemeinschaft sicherzustellen” (Art. B, Abs. 1 EUV). Folgende Aufgaben soll daher die anstehende Reform erfüllen:�





•	Schaffung der Voraussetzungen für die Aufnahme neuer Mitglieder


•	Erhöhung der demokratischen Legitimation


•	Steigerung der Transparenz und Bürgernähe


•	Stärkung der internen und externen Handlungsfähigkeit und Effizienz





Zur konkreten Umsetzung dieses Forderungskatalogs werden auch zunehmend Vorschläge und Gestaltungsoptionen der Flexibilisierungskonzepte diskutiert. Abschließend soll daher anhand von ausgewählten Regierungspositionen Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens sowie von Aussagen der Gemeinschaftsorgane und der Reflexionsgruppe gezeigt werden, welchen Stellenwert die Flexibilisierungskonzepte in der aktuellen Reformdebatte bereits einnehmen.








3.1	Ausgewählte Verhandlungspositionen zur Flexibilisierung





Ein besonders starkes Echo rief ein Positionspapier hervor, das Schäuble und Lamers stellvertretend für die CDU/CSU-Fraktion 1994 im Bundestag vorgestellt haben.� Ausgehend von der Überlegung, daß die Stabilisierung Mittel- und Osteuropas ein besonderes Anliegen des wiedervereinten Deutschlands ist, sollen alle Staaten, die westlich der ehemaligen sowjetischen Grenzen liegen, in europäische Strukturen eingebunden werden. Somit stellt sich das Problem, die angestrebte Erweiterung mit der notwendigen Vertiefung in Einklang zu bringen. Die angebotene Lösung ist ein harter Kern von Staaten innerhalb der europäischen Union – die Autoren sprechen hier explizit von Deutschland, Frankreich und den Benelux-Staaten – die sowohl bereit als auch dazu in der Lage sind, die Bedingungen für die Währungsunion zu erfüllen und deren politischen Auswirkungen mitzutragen. Dieser harte Kern muß die notwendigen Vertiefungsschritte umsetzen, um so die Europäische Union zu stabilisieren. Dadurch wird eine handlungsfähige Basis im Zentrum Europas für eine allgemeine Erweiterung um die mittel- und osteuropäische Staaten geschaffen.





Damit die gemeinsame Entscheidungsfindung nicht auf die intergouvernementale Kooperation beschränkt bleibt und Tendenzen eines Europa à la carte gestoppt werden, soll durch ein verfassungsähnliches Dokument – trotz erheblicher rechtlicher wie praktischer Schwierigkeiten – das Konzept eines Europa der variablen Geometrie oder der mehreren Geschwindigkeiten sanktioniert und institutionalisiert werden.� Die weiteren Überlegungen entsprechen allerdings eher einer Spezifizierung des Kerneuropa-Konzepts bzw. eines Europa der konzentrischen Kreise dar und gehen von der Unterscheidung zwischen einer Kerngruppe und einer integrationsunwilligen sowie integrationsunfähigen Peripherie aus. Der Kern umfaßt zu Beginn die Mitgliedstaaten, die über die höchste Integrationsdichte und stärkste Integrationsbereitschaft verfügen. Die Kernbildung ist kein Ziel an sich, sondern soll als Mittel verstanden werden, um die scheinbar widerstreitenden Ziele – Vertiefung und Erweiterung – miteinander zu verbinden. Der Kern sollte allen Ländern, die willens und fähig sind – allen voran Großbritannien – offen stehen. Besonders hervorgehoben wird die Rolle der deutsch-französischen Beziehungen als Motor der Integration, die die europäische Integration vor allem im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion als Grundlage einer Politischen Union sowie der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik voranbringen soll.





Diese Initiative stieß allerdings auf heftige Kritik, vor allem von den aus diesem privilegierten Kreis kurzerhand ausgeschlossenen Mitgliedstaaten wie dem Gründungsmitglied Italien. Auch in Frankreich ist die Position umstritten, da das Schäuble-Lamers-Papier die Zugehörigkeit zum Kerneuropa nur denjenigen Staaten zuspricht, die in der Lage sind, der Währungsunion beizutreten. Durch die weitere Entwicklung der Kernländer wird eine feste Sequenz von Schritten vorgegeben, der die anderen Länder folgen müssen, wenn sie das Integrationszentrum erreichen wollen. Dadurch entstünde ohne Frage eine sehr rigide, andererseits aber auch sehr klare Vorgabe für die nicht am Kern beteiligten Mitgliedstaaten und im äußeren Ring die Beitrittskandidaten. Schmuck merkte in diesem Zusammenhang an, daß “die Lösungsformel […] dann aber im Ergebnis nicht – wie bei Schäuble und Lamers – Fünf plus x lauten, sondern vielmehr Fünfzehn minus y ” lauten sollte, wobei der Wert von y möglichst klein bleiben sollte.� Trotz aller Kritik hatte das Schäuble-Lamers-Papier eine Initialfunktion für eine intensive Reformdebatte in allen Mitgliedstaaten und eine Signalfunktion, indem sie den “integrationsfeindlichen Ländern” deutlich machte, "daß man auch ohne sie könnte".�





Auch in Frankreich wird die Notwendigkeit einer Flexibilisierung der weiteren Integration seit längerem intensiv diskutiert.� Denn ganz oben auf der Prioritätenliste steht wie in Deutschland die Vertiefung der Zusammenarbeit in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Dies wird unter anderem durch die Bereitschaft zur Entwicklung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik, die Forderung nach einer Einbindung der WEU in die Gemeinschaftsinstitutionen oder der Zustimmung zu einer aktiven Unionspolitik im Mittelmeerraum deutlich.� Die Staaten, die in diesen Bereichen voranschreiten wollen, sollten dies aber auch tun können. 





Anders als im Schäuble-Lamers-Papier wird dabei jedoch kein fester Kern angestrebt, wie der französische Außenminister Hervé de Charette betont.� Vielmehr sollen diese Vertiefungsbestrebungen allen anderen Mitgliedern die willens und fähig sind offen stehen. Auch der französische Minister für europäische Angelegenheiten, Michel Barnier, bekräftigte, daß bei der Anwendung der “méthode flexible” die voranschreitenden Länder die Tür vor den anderen nicht zuschlagen dürften.� Die Adaptierung einer Flexibilisierungsklausel hält er vor allem für den Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie Teilbereichen der Dritten Säule, sprich Maßnahmen gegen grenzübergreifende Kriminalität, Terrorismus und den internationalen Drogenhandel, für angemessen. Im übrigen bestünde nach Aussagen von Jacques Chirac keine Notwenigkeit neue Institutionen zu schaffen, um die genannten Ziele durch Flexibilisierungsmaßnahmen umzusetzen.�





In einem gemeinsamen Diskussionsbeitrag zur laufenden Regierungskonferenz vom Oktober 1996, haben die deutsche und die französische Regierung ihre übereinstimmende Position zur Einführung einer Flexibilitätsklausel herausgearbeitet. Demnach “soll die Einführung einer (oder mehrerer) Klausel(n) über verstärkte Zusammenarbeit es den Mitgliedstaaten, die dies wollen und können, ermöglichen, mit der Vertiefung des europäischen Einigungswerkes schneller voranzugehen als andere”.� Es wird darauf hingewiesen, daß es bereits in einigen Bereichen – Währungsunion, Forschung, Übergangsbestimmungen, Sicherheitspolitik – verschiedene Formen der flexiblen Zusammenarbeit gibt. Die einzuführende Flexibilitätsklausel soll ermöglichen, daß eine verstärkte Zusammenarbeit einer begrenzten Zahl von Mitgliedstaaten auch innerhalb der Verträge und eines einheitlichen institutionellen Rahmens ermöglicht wird. Dabei gilt es aber konkurrierende Kreise zu vermeiden. Eine allgemeine Klausel könnte nach Artikel C EUV als Artikel C 1 eingeführt werden.





Neben den genannten Vorgaben werden noch weitere, zu beachtende Grundprinzipien aufgeführt. Das Ziel der Flexibilisierung ist die Vertiefung der Union mit einer jeweils möglichst hohen Teilnehmerzahl, daher darf auch kein Mitgliedstaat, der willens und in der Lage wäre teilzunehmen, ausgegrenzt werden. Die Flexibilisierung soll grundsätzlich nur in den Bereichen, in denen Beschlußfassung mit Einstimmigkeit vorgesehen ist, angewendet werden. Kein Mitgliedstaat darf ein Vetorecht haben. Die Prüfung der Kompatibilität der angestrebten Flexibilisierungsmaßnahmen mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand und dessen Wahrung obliegt der Kommission als Hüterin der Verträge. Die notwendige Inanspruchnahme der Gemeinschaftsstrukturen könnte dem Gemeinschaftshaushalt angelastet werden, operative Kosten sollten jedoch nur von den teilnehmenden Mitgliedstaaten getragen werden. Mögliche Anwendungsbereiche wären die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, die gemeinsame Verteidigungspolitik und Rüstungszusammenarbeit sowie der gesamte Bereich Justiz und Inneres nach Titel VI EUV.





Auf die Verhinderung zusätzlichen Kompetenztransfers und das Festhalten an intergouvernementalen Prinzipien hat sich hingegen die britische Regierung unter Premierminister John Major in einer Vielzahl öffentlicher Äußerungen bereits früh festgelegt.� Die zu erwartende britische Haltung in der Regierungskonferenz wurde dann auch im Weißbuch “A Partnership of Nations. The British Approach to the European Union Intergovernmental Conference 1996” im März 1996 deutlich gemacht:�





“The bedrock of the European Union is the independent, democratic nation state. The European Union derives its legitimacy and its functions from the powers freely given to it by its members. […] We shall pursue our national interests, as our partners pursue theirs, yet with a strong sense of shared purpose and common enterprise.”�





Unter dem Gesichtspunkt der Erweiterung und der damit verbundenen ansteigenden Diversifikation der mitgliedstaatlichen Interessen sind die Briten aber bereit, einen bestimmten Grad an Flexibilität nach dem Konzept eines Europa der variablen Geometrie zu akzeptieren.� So gibt es durchaus Bereiche, in denen sich einige Mitgliedstaaten enger oder schneller als die anderen integrieren könnten. Die flexibilisierten Politiken dürfen aber nur die Gemeinschaftsinstitutionen und das Gemeinschaftsbudget in Anspruch nehmen bzw. in den gemeinsamen Besitzstand überführt werden, wenn alle Mitgliedstaaten einverstanden sind. Dem Kerneuropa-Konzept erteilt die britische Regierung eine klare Absage, da die Flexibilisierung nicht zu einer Zwei-Klassengesellschaft mit einem harten Kern von Staaten und Politiken führen dürfe, die dann den Maßstab für die weitere Integration vorgeben. Daher soll kein Mitgliedstaat von einem Politikbereich ausgeschlossen werden, an dem es sich beteiligen will und die Qualifikation dafür aufweist.





Nach den Überlegungen der Kommission soll im Hinblick auf die zu erwartende Erweiterung der Union neben der Stärkung der Entscheidungsfähigkeit bei wechselnden Mehrheiten auch über ein Europa der unterschiedlichen Geschwindigkeiten nachgedacht werden, da nicht alle Staaten – vor allem die Beitrittskandidaten – zum gleichen Zeitpunkt über dieselbe Integrationsfähigkeit verfügen.� Dabei sind aber die beiden Prinzipien der abgestuften Integration zu beachten, daß die Flexibilisierung nur in einem einheitlichen institutionellen Rahmen und mit Blick auf ein gemeinsames Ziel erfolgen soll, wobei im Gegenzug die zurückbleibenden Staaten nicht diejenigen Partner blockieren dürfen, die schneller voranschreiten wollen. Die Kommission lehnt an dieser Stelle ausdrücklich ein Europa à la carte ab, das durch ständige Ausnahmeregelungen – zum Beispiel in der Sozialpolitik – gefördert wird.





Zur notwendigen Stärkung der bestehenden Politiken und unter dem Eindruck der zu erwartenden Erweiterung der EU fordert das Europäische Parlament eine Fusion der drei Pfeiler, der drei Gemeinschaftsverträge und anderer Vertragsbestimmungen innerhalb eines einheitlichen institutionellen Rahmens und eines einzigen Vertrages.� Die Reformen sollen unter gebührender Beachtung des föderalen Subsidiaritäts- sowie Solidaritätsprinzips und unter Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstandes umgesetzt werden, indem eindeutige und genaue Ziele und Zwecke festgelegt werden, die alle Mitgliedstaaten teilen und die in keinem Fall in Frage gestellt werden dürfen. Eine mögliche Flexibilisierung der europäischen Integration darf auf keinen Fall zu einem Europa à la carte führen. Sollte es sich jedoch im Rahmen der Regierungskonferenz 1996 





“als unmöglich erweisen, aufgrund der nicht erreichten Einstimmigkeit zu einem positiven Abschluß zu gelangen, sollte die Möglichkeit geprüft werden, auch ohne die Minderheit vorzugehen und dabei auch Instrumente vorzusehen, die es einem Mitglied gestatten würden, unter Einhaltung bestimmter Kriterien aus der EU auszutreten.”�








3.2	Eine Flexibilisierungsklausel in Sicht?





Die grundsätzliche Diskussion um die Revision des Maastrichter Vertrages verläuft erwartungsgemäß kontrovers. Zwar hatten die Mitgliedstaaten zur Vorbereitung der Regierungskonferenz eine Reflexionsgruppe zur Erstellung eines Problemkatalogs mit möglichen Lösungsoptionen sowie zur Sondierung der einzelstaatlichen Positionen eingesetzt, diese konnte aber nur festhalten, daß in allen wesentlichen Punkten der ein oder andere Mitgliedstaat einen abweichenden Standpunkt vertritt, wobei sich vor allem Großbritannien in vielen wichtigen Fragen gegen die Vorgaben der anderen Akteure wendet. Während die Mehrzahl der Mitgliedstaaten durchaus eine funktionale Vertiefung, die Bildung einer Sicherheitsgemeinschaft und die Stärkung demokratischer und föderaler Elemente der gemeinsamen Entscheidungsfindung wünschen, verharrt Großbritannien weitgehend auf intergouvernementalen Standpunkten und der Ausbildung eines funktionalen Regimes.� 





Bei Krisen in der Anwendung traditioneller Konzepte werden aber alternative Lösungen gesucht. Die europäische Integration ist immer vorangeschritten, auch wenn das Ziel einer Vertiefung der Integration mit unterschiedlichen Mitteln und in unterschiedlicher Intensität verfolgt wurde. Gelingt es bei der laufenden Regierungskonferenz nicht, durch eine umfassende Vertragsreform Lösungen für die veränderten internen wie externen Rahmenbedingungen in Europa zu finden, werden die integrationswilligen Akteure alternative Konzepte auswählen, um ihre Ziele zu erreichen. Falls es also nicht zu einem annehmbaren Kompromiß und damit zu einer integrationsfreundlicheren Haltung der britischen Regierung kommt,� werden die anderen Mitgliedstaaten, allen voran Deutschland und Frankreich, wohl auf die Optionen der flexiblen Integrationskonzepte zurückgreifen. Die Möglichkeit flexibler Integration wird, wie gezeigt werden konnte, bereits von allen beteiligten Akteuren, ob nationale Regierungen oder supranationale Organe, als realistische Handlungsoption diskutiert. 





In der Reflexionsgruppe hat sich daher “eine breite Mehrheit” in Anlehnung an die Prinzipien der abgestuften Integration auf folgende Einschränkungen für die Zulassung flexibler Lösungen geeinigt, die in etwa den Rahmen einer zu erwartenden Flexibilisierungsklausel abstecken:�


•	Flexibilität sollte nur dann und nur im Einzelfall zugelassen werden, wenn sie den 


	Zielen der Union dient und wenn alle anderen Lösungen verworfen worden sind.


•	Unterschiede im Grad der Integration sollten nur vorübergehender Art sein.


•	Niemand darf von der vollen Teilnahme an einer bestimmten Aktion oder einer 


	gemeinsamen Politik ausgeschlossen werden, wenn er die erforderlichen 


	Voraussetzungen – die vorher gemeinsam festgelegt worden sind – erfüllt.


•	Es sollte dafür gesorgt werden, daß diejenigen, die an einer bestimmten Aktion oder 


	Politik teilnehmen möchten, aber augenblicklich nicht können, durch Ad-hoc-


	Maßnahmen unterstützt werden.


•	Wenn Flexibilität zugelassen wird, müssen die zur Wahrung des Besitzstandes 


	erforderlichen Anpassungen vorgenommen werden, und es sollte eine gemeinsame 


	Grundlage gewahrt bleiben, damit nicht gemeinsame Grundsätze und Ziele 


	aufgegeben werden.


• 	Unabhängig davon, welche Struktur der Vertrag künftig haben wird, muß ein 


	einheitlicher institutioneller Rahmen gewahrt bleiben.





Damit konnten sich die Mitglieder der Reflexionsgruppe nur auf eine “integrationskonservative” und in der “Gemeinschaftsorthodoxie” verharrende Flexibilisierungsformel einigen.� Bei Uneinigkeit über die Vertiefung der Integration in bestimmten Politikbereichen, stellt sich aber doch die Frage, ob diese Variante der abgestuften Integration wirklich das richtige Konzept zur Umgehung von Blockaden durch einzelne Mitgliedstaaten ist. Denn wenn keine Einigung erzielt werden kann, dann hilft wahrscheinlich nur die Anwendung – oder zumindest die Androhung – des Konzepts der differenzierten Integration. Das bedeutet Vertiefung der Integration möglicherweise auch außerhalb der Verträge und Ausgestaltung des differenzierten Politikbereichs nur durch die jeweils beteiligten Staaten, die auch die Regeln und Bedingungen für ein späteres Opting-in und die Übernahme des differenzierten Kerns in den acquis communitaire bestimmen. Erst dadurch entsteht ein Zugzwang für die integrationsunwilligen Staaten, um sich Handlungsoptionen und Kompromißlösungen auf einem höheren, aber gemeinsamen Niveau zu öffnen.


�
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